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Atomausstieg vor Gericht

Kambodschaner in der Kreditfalle

Keine Geschädigten, sondern Schadensverursacher: Verfassungsgericht verhandelt über 
Beschwerden von AKW-Betreibern gegen Kurswechsel bei Energiepolitik. Von Reimar Paul

Immer mehr Bürger des südostasiatischen Landes sind auf teure Darlehen angewiesen

Klare Sprache: »Atomkraft muss 
Geschichte werden« war am 
Dienstag auf Transparenten 

vor dem Bundesverfassungsgericht 
in Karlsruhe zu lesen. Oder: »Atom-
ausstieg ins Grundgesetz«. Anlass der 
Kundgebung war der Verhandlungsbe-
ginn des Gerichts über Verfassungsbe-
schwerden der Energiekonzerne E.on, 
RWE und Vattenfall gegen den 2011 vom 
Bundestag beschlossenen schrittweisen 
Atomausstieg (Az 1 BvR 2821/11, 1 BvR 
321/12, 1 BvR 1456/12). Die Unterneh-
men machen geltend, dass das nach der 
Katastrophe von Fukushima novellierte 
Atomgesetz einer Enteignung durch den 
Staat gleichkomme.

Bereits 2002 hatte die damalige Bun-
desregierung aus SPD und Grünen mit 
den AKW-Betreibern eine Art Ausstieg 
ausgehandelt. Allen noch laufenden 
Atomkraftwerken wurde eine bestimmte 
Reststrommenge zugebilligt, für jeden 
Meiler wurde daraus ein ungefähres 
Laufzeitende errechnet. Gleichwohl ver-
suchten die Unternehmen von Beginn 
an durch allerlei Tricks – wie etwa Lei-
stungsreduzierung und künstliche Still-
stände –, die Laufzeiten ihrer Anlagen 
zu verlängern.

Bei der Bundestagswahl 2009 bilde-
ten Union und FDP eine Regierungsko-
alition. Sie novellierten im Dezember 

2010 das Atomgesetz im Sinne der Kon-
zerne. Die AKW durften auch mit Re-
gierungssegen wieder durchschnittlich 
zwölf Jahre länger laufen.

Dann kamen Fukushima und die 
Massenproteste gegen Atomkraft. Nach-
dem die Bundesländer Mitte März 2011 
zunächst eine dreimonatige Betriebs-
pause für sieben der seinerzeit 17 noch 
laufenden AKW verfügten, beschloss 
der Bundestag im Juni eine weitere 
Atomgesetznovelle. Sie sah den dauer-
haften Entzug der Betriebsgenehmigung 
für acht Atomkraftwerke und feste Ab-
schaltfristen für die übrigen neun vor. 
Die letzten kommerziellen Atomreak-
toren sollen demnach 2022 vom Netz 
gehen.

Die Betreiber sehen in der Streichung 
der ihnen zuvor gewährten Strommen-
gen und in der Festlegung fester Ab-
schalttermine eine verfassungswidrige 
Enteignung. »Es geht um erworbene, 
konkrete Rechtspositionen, in deren Be-
stand wir vertraut haben«, sagte RWE-
Manager Matthias Hartung im Gericht. 
E.on-Chef Johannes Teyssen erklärte, 
die Lasten des Atomausstiegs müssten 
von der ganzen Gesellschaft getragen 
werden.

»Auf die Möglichkeit, die Atomener-
gie zu nutzen, besteht kein grundrecht-
licher Anspruch«, konterte der Staats-

rechtler Christoph Möllers als Vertreter 
der Bundesregierung. Umweltministerin 
Barbara Hendricks (SPD) verteidigte die 
Entscheidung politisch. »Gerade auch 
vor dem Hintergrund der jahrzehntelan-
gen kontroversen gesellschaftlichen Dis-
kussionen konnte es ein ›Weiter so‹ nicht 
geben«, so die Ministerin.

Der Atomausstieg »war zwingend 
geboten, um die Bevölkerung vor den 
unkalkulierbaren Sicherheitsrisiken der 
Atomkraft zu schützen«, sagte der stell-
vertretende Vorsitzende des Bundes für 
Umwelt und Naturschutz, Klaus Bruns-
meier. Er forderte Bundestag und Bun-
desregierung auf, den Ausstieg dauer-
haft im Grundgesetz abzusichern: »Die 
verfassungsrechtliche Festschreibung 
der endgültigen Abkehr von der Atom-
energie wäre fünf Jahre nach Fukushima 
und 30 Jahre nach Tschernobyl das rich-
tige Signal, dass unser Land sich vom 
Irrweg der Atomkraftnutzung für alle 
Zeiten verabschiedet.«

»Schaden entsteht nicht durch das Ab-
schalten von Atomkraftwerken, sondern 
durch ihren Betrieb«, erklärte Armin 
Simon von der Antiatomorganisation 
»Ausgestrahlt«. E.on, RWE und Vatten-
fall seien keine Geschädigten, sondern 
Schadensverursacher: Ihre Reaktoren 
gefährdeten Leben und Gesundheit von 
Millionen Menschen. »Und sie produ-

zieren jeden Tag neuen Atommüll, der 
für Hunderttausende von Jahren sicher 
gelagert werden muss.«

Sollte das Gericht dem Begehren 
stattgeben, könnten die Unternehmen 
im Anschluss die Bundesregierung auf 
Schadensersatz verklagen. Inoffiziell ist 
von Forderungen von bis zu 22 Milliar-
den Euro die Rede. Die genaue Höhe 
würde allerdings erst nach weiteren, ver-
mutlich langjährigen Zivilrechtsprozes-
sen feststehen.

Die Verfassungsbeschwerde ist nur 
eine von inzwischen rund 20 Klagen, die 
die Energiekonzerne zu verschiedenen 
Themen angestrengt haben – neben der 
Abschaltung von AKW richten sie sich 
unter anderem gegen Gebührenbeschei-
de für das in Bau befindliche Endlager 
für schwach- und mittelradioaktive Ab-
fälle »Schacht Konrad« und gegen das 
Endlagersuchgesetz. Mit ihren Klagen 
wollen sich die Unternehmen aber wohl 
vor allem Trümpfe im Poker um die 
Kosten für den Atomausstieg sichern. 
Die von ihnen zurückgestellten 36 Mil-
liarden Euro reichen für den Abriss der 
AKW und die Lagerung des Atommülls 
bei weitem nicht aus. Die Betreiber 
könnten die Klagen ganz oder teilweise 
zurückziehen, wenn sie im Gegenzug 
von weiteren Zahlungsverpflichtungen 
befreit bleiben.

Kambodschas Mikrofinanzsektor 
ist 2015 stark gewachsen. Um 
rund 40 Prozent legten Einla-

ge- und Darlehensvolumen zu. Auch für 
2016 geht der Präsident des Branchen-
verbandes Cambodia Microfinance As-
sociation (CMA), Hout Ieng Tong, in ei-
nem aktuellen Interview mit der Phnom 
Penh Post von einer weiteren Zunahme 
in gleicher Größenordnung aus.

Wer zur zahlenmäßig kleinen Mittel-
klasse gehört, verdient im Schnitt um-
gerechnet 200 bis 250 US-Dollar im 
Monat. Der »Greenback« ist die offizi-
elle Zweitwährung in Kambodscha, mit 
festem Wechselkurs von 1:4.000 zum 
einheimischen Riel. Mit 200 Dollar liegt 
man beim Eineinhalbfachen des derzei-
tigen Mindest- und damit für die mei-
sten Beschäftigten Reallohns in der Tex-

tilbranche. In der vergleichsweise teuren 
Hauptstadt Phnom Penh reicht dieses 
Geld knapp für die normalen Ausgaben. 
Extras wie eine Arztrechnung oder eine 
Hochzeit sind damit nicht zu stemmen. 
Hier kommt die Kreditbranche ins Spiel, 
die Einzelsumme der Darlehen beläuft 
sich im Schnitt auf 50 bis 100 Dollar.

Um zu verhindern, dass immer mehr 
Kreditnehmer in der Schuldenfalle lan-
den, und den Finanzakteuren zugleich 
Sicherheit gegen (immer mehr) To-
talausfälle zu geben, hat die Staatsbank 
eine Richtlinie verabschiedet: »Auswei-
se und Familienbücher« genügen »als 
Kreditsicherheit« künftig nicht mehr, 
heißt es in aktuellen Medienberichten. 
Vor allem weniger seriöse Geldverleiher 
hatten bisher selten mehr gefordert.

Seit kurzem gibt es einen neuer Mit-

spieler, die Intean Group. Sie vermittelt 
online Privatkredite, streicht fünf Pro-
zent der Darlehenssumme als Vermitt-
lungsgebühr ein. Der Zinssatz für die 
Kreditnehmer beträgt zwei Prozent – pro 
Tag. Das Konzept geht für den Kun-
den auf, solange er schnell und unbü-
rokratisch für drei oder fünf Tage einen 
Engpass schließen oder Sonderausgaben 
tätigen muss. Bei längerem Zahlungs-
verzug endet das in der finanziellen Ka-
tastrophe.

Im Lande steigen die Lebenshal-
tungskosten stetig, die Löhne allenfalls 
gering. Erschwert man Kreditvergabe 
auf »normalem« Wege, treibt das die 
Menschen in die Arme solch fragwür-
diger Anbieter. Die Regierung hat das 
Problem nicht nur vernachlässigt. Die 
Kambodschanische Volkspartei (CPP) 

des seit 30 Jahren regierenden Premier-
ministers Hun Sen hatte schon in den 
90er Jahren ihre sozialistische Orien-
tierung abgelegt und agiert seither als 
Selbstbedienungsladen einer politischen 
Elite, die längst auch weite Teile der 
Wirtschaft beherrscht. Diese Oligarchie 
treibt beispielsweise mit ihrem Drang 
nach privaten Luxusbauten die Mietprei-
se in die Höhe. Für mondäne Apparte-
mentkomplexe müssen Altbauten und 
deren Insassen weichen. Das zeigte sich 
nirgendwo deutlicher als am mittlerwei-
le zugeschütteten Boeung-Kak-See in 
der Hauptstadt Phnom Penh (jW berich-
tete). Vor diesem Hintergrund dürften 
die Sorgen kleiner Kreditnehmer kaum 
auf der Prioritätenliste der Politik ste-
hen.

 Thomas Berger

Protestaktion von Mitgliedern des BUND am Dienstag in Karlsruhe
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3.500 Arbeitsplätze  
bei Bahn in Gefahr
Berlin. Die Deutsche Bahn 
AG will im Güterverkehr auf 
Schrumpfkurs gehen und stellt 
ein Drittel ihrer Verladestellen 
zur Disposition. Insgesamt 500 
Verladeplätze bei Kunden sol-
len nicht mehr angefahren wer-
den, zeigt eine Streichliste, die 
der Nachrichtenagentur Reuters 
am Dienstag vorlag.

Schwerpunktgebiet der ge-
planten Schließungen sind dem-
nach Nord- und Ostdeutschland. 
In der Folge sollen bei der Güter-
bahn nach Angaben aus Unter-
nehmenskreisen rund 3.500 von 
insgesamt rund 20.000 Stellen 
in Deutschland wegfallen. Eine 
Projektgruppe der DB AG unter 
Beteiligung der Unternehmens-
beratung McKinsey hatte ur-
sprünglich sogar den Abbau von 
bis zu 5.000 Stellen ins Auge 
gefasst. Bei der Deutschen Bahn 
war niemand für eine Stellung-
nahme zu erreichen.  (Reuters/jW)

Salzgitter AG will  
Jobs »sparen«
Salzgitter. Die Branchenkrise 
macht Deutschlands zweitgröß-
tem Stahlhersteller Salzgitter 
weiter zu schaffen. An vier 
Standorten will die Salzgitter 
AG insgesamt mehrere Hundert 
Jobs streichen. »Das Volumen 
fällt aber deutlich geringer aus 
als beim Programm ›Salzgitter 
AG 2015‹, mit dem mehr als 
1.500 Arbeitsplätze abgebaut 
wurden«, sagte Konzernchef 
Heinz Jörg Fuhrmann in einem 
Interview der Braunschweiger 
Zeitung (Mittwochausgabe). 
Details und genaue Zahlen gab 
es nicht.

Betroffen seien die Werke 
Ilsenburg im Harz, Mülheim/
Ruhr, Hamm und Siegen, bestä-
tigte ein Konzernsprecher am 
Dienstag. An den Standorten 
werden Grobblech beziehungs-
weise mittelgroße Leitungsroh-
re gefertigt. Der Konzern macht 
auch »chinesische Billigimpor-
te« für die Krise verantwortlich. 
Fuhrmann hatte Ende Februar 
bei der Prognose für das lau-
fende Jahr schon gewarnt, dass 
weitere »Sparbemühungen« in 
den nächsten Monaten anstehen 
dürften.  (dpa/jW)
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Besuchen Sie die junge Welt  
auf der Buchmesse Leipzig  

(17. bis 20. März 2016): 

Halle 5, Stand K 300


